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3SVP – die Partei, die Verantwortung übernimmt

Ein Aufschrei der Empörung ging 
durch das Land. Alt Bundesrat 
Christoph Blocher, seine Tochter 
Nationalrätin Magdalena Martul-
lo-Blocher, Fraktionschef Thomas 
Aeschi und auch Weltwoche-Ver-
leger und Nationalrat Roger Köp-
pel hatten sich getraut, das Wort 
«Diktatur» in den Mund zu neh-
men, ja es gar offen auszuspre-
chen. Zugegeben: Es ist ein star-
kes Stück, dem Bundesrat oder 
allenfalls einzelnen seiner Mit-
glieder «Diktatur» vorzuwerfen.
Doch was bedeutet denn «Dikta-
tur» nun wirklich? Gemäss Duden 
ist «Diktatur» auch ein «autoritärer 
Zwang, den eine Einzelperson, 
eine Gruppe oder Institution auf 
andere ausübt».

Schauen wir uns die Zustände in 
unserem Land genauer an, so 
kommen wir doch unwillkürlich 
zum Schluss, dass hier eine Grup-
pe (Bundesrat) einen autoritären 
Zwang auf andere (Volk) ausübt. 
Denn wie anders ist es zu erklä-
ren, dass der Bundesrat trotz der 

klaren Willensäusserung von zwei 
gewichtigen Kommissionen, trotz 
einer Petition mit über 250’000 
Unterschriften, trotz klarer Äus-
serungen der Mehrheit der Kan-
tone anlässlich von Anhörungen, 
trotz massivster Proteste aus di-
versen Branchen und trotz erbit-
tertem Widerstand der grössten 
politischen Partei dieses Landes 
Massnahmen durchzieht, als sei 
nichts gewesen.

Massnahmen notabene, die nun 
wirklich niemand nachvollziehen 
kann. Wieso sollen Bordelle ge-
öffnet werden, während Buch-
handlungen geschlossen blei-
ben? Wieso darf man sich nun zu 
zehnt zuhause ohne jeden Min-
destabstand treffen – aber nicht 
zu viert im Restaurant mit Ab-
stand, Schutzkonzept und Erfas-
sung der Daten?

Wohlverstanden: Die Bekämp-
fung der Pandemie hat Priorität 
– aber die Medizin darf doch nicht 
schlimmer als die Krankheit sein. 
Buchstäblich zehntausenden Bür-
gerinnen und Bürgern dieses 
Landes wird alles, was sie in Jahr-
zehnten aufgebaut haben, weg-
genommen. Ganz abgesehen von 
den enormen Bildungsdefiziten 
unserer Kinder und den psychi-
schen Schäden, welche das Weg-
sperren und Isolieren unserer 
Kinder und Mitmenschen zur 
Folge haben werden.

Das Komplettversagen des Bun-
desamts für Gesundheit und sei-
nes Vorstehers Alain Berset wird 
von den Medien höflich kleinge-

redet. Und dies, obwohl die Liste 
der Versäumnisse und der Pan-
nen nicht länger sein könnte. 
Denn seit Beginn der Pandemie 
läuft im BAG nun wirklich alles 
schief, was nur schieflaufen kann. 
Stünde ein SVP-ler diesem De-
partement vor, so würden sich die 
Medien mit Rücktrittsforderun-
gen überbieten. Die Zeitungen 
des Landes würden nach den 
grössten Lettern suchen, um 
unsere Bundesräte abzusägen. 
Doch statt den Pannen im BAG 
wird lobend erwähnt, dass die 
neue Chefin Frauen fördert und 
die Hundehaltung im Büro erlau-
ben will. Nur Zufall, dass sie 
selbst einen Hund hat, den sie 
täglich ins Büro mitschleppt …

Wir sind wahrlich in einer milde-
ren Form der Diktatur angekom-
men. Natürlich sind die Zustände 
nie so schlimm, wie in Ländern 
mit einer herkömmlichen Dikta-
tur. Aber das waren sie dort auch 
nicht – bevor die falschen Kräfte 
Überhand bekamen. Wehren wir 
uns deshalb laut und vernehmlich 
– damit wir in Zukunft wieder 
selbst über unser Leben bestim-
men können! Denn wir dürfen nie 
vergessen: Nicht die Bürger und 
Unternehmer müssen die Wie-
dererlangung ihrer Freiheiten 
und Grundrechte begründen – 
sondern der Bundesrat muss 
rechtfertigen, warum er uns 
diese noch immer vorenthält!

Keine Diktatur – wirklich nicht?
von Andreas Glarner, Nationalrat, Kantonalparteipräsident, Oberwil-Lieli
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Mit den zwei extremen Agrar- 
Initiativen, über welche am 
13. Juni abgestimmt wird, würde 
sich bei einer Annahme die 
schweizerische Landwirtschaft 
total verändern. Neben dem mas-
siven Einkommensverlust und 
der Minderung des Selbstversor-
gunsgrades um ca. 30 % wären 
auch rund 160 000 Arbeitsplätze 
in der Land- und Ernährungswirt-
schaft direkt betroffen.
Die Volksinitiative «Für sauberes 
Trinkwasser und gesunde Nah-
rung» hat mit Trinkwasser nichts 
zu tun. Sie verbietet den totalen 
Einsatz von Pflanzenschutzmittel, 
seien diese Mittel auf herkömm-
licher oder biologischer Basis. 
Die Initiative will, dass nur noch 
betriebseigenes Futter verfüttert 
werden darf. Sie zielt ausschliess-
lich auf die Direktzahlungen.

Argumente gegen die Trinkwas-
serinitiative
Der Initiativtext spricht eine 
deutliche Sprache in Bezug auf 
den Futterzukauf. So sollen nur 

noch Betriebe Direktzahlungen 
erhalten, welche alles Futter auf 
dem eigenen Betrieb produzie-
ren können. Futteraustausch 
zwischen den Betrieben wäre 
nicht mehr möglich. Innere Auf-
stockungen mit Hühnern, Pou-
lets oder Schweinen werden 
somit praktisch verunmöglicht. 
Auch Betriebe mit Spezialkultu-
ren, welche auf den Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln angewie-
sen sind, sind stark betroffen, da 
Direktzahlungen nur noch an 
Betriebe ausgerichtet werden, 
die keine (auch keine biologi-
schen) Pestizide einsetzen.
Die Schweizer Land- und Ernäh-
rungswirtschaft stellt mehr als 
300 000 Arbeitsplätze sicher.
Davon wären mehr als die Hälfte 
direkt betroffen und gefährdet, 
darunter auch Käsereien, Metz-
gereien, Mühlen, Mostereien, 
Landmaschinenfirmen, Handels- 
und Verarbeitungsbetriebe. 
Mit der Trinkwasser-Initiative 
werden Vorschriften erlassen, 
die die Landwirte in ihrer unter-
nehmerischen Tätigkeit enorm 
einschränken, respektive die Pro-
duktionskosten in die Höhe trei-
ben. Speziell betroffen wären im 
tierischen Bereich das beliebte 
Geflügelfleisch, die boomenden 
Schweizer Eier sowie das meist-
konsumierte Schweinefleisch.
Zwei wissenschaftliche Studien 
zeigen, dass die Trinkwasserini-
tiative gesamthaft einen negati-
ven Effekt auf die Umwelt hätte.
Die Volksinitiative «Für eine 
Schweiz ohne synthetische Pes-
tizide» will den Einsatz von syn-
thetischen Pflanzenschutzmit-

teln in der Schweizer Land- und 
Ernährungswirtschaft verbieten. 
Der Handel dürfte auch nur noch 
Lebensmittel importieren, die 
ohne synthetische Pestizide pro-
duziert wurden.

Argumente gegen die Initiative
Die Wahlfreiheit der Konsumen-
tinnen und Konsumenten würde 
sehr stark eingeschränkt, da nur 
noch biologische Lebensmittel 
in den Regalen anzutreffen wä-
ren. Wird der Bundesrat die Ini-
tiative, was den zwingenden 
Import von Bio-Lebensmittel 
betrifft, umsetzen, würden die in 
der Schweiz noch teurer produ-
zierten Produkten von Import-
Ware konkurrenziert. Ein Import-
Zwang von Biolebensmittel 
verstösst klar gegen die WTO-
Bestimmungen. Der Einkaufs-
Tourismus würde noch zusätzlich 
gefördert. Dieser wäre nämlich 
von der Import-Regelung nicht 
betroffen und es kann sich nicht 
jeder Bioprodukte leisten. Es be-
stünde auch die Gefahr, dass die 
Produktpreise zerfallen und die 
höheren Produktionskosten 
nicht mehr gedeckt wären. Einen 
Grossteil der lebensmittelver-
arbeitenden Betriebe würden 
abwandern, weil sie nur noch 
Bio-Rohstoffe einführen dürften. 
So müsste z.B. die Schokoladen-
Industrie min. 50 % der weltwei-
ten Biokakao-Produktion in die 
Schweiz importieren, um weiter-
hin produzieren zu können.

Aus diesen Gründen empfehle 
ich Ihnen, die beiden Initiativen 
abzulehnen.

2xNEIN zu den extremen Agrar-Initiativen
von Alois Huber, Nationalrat, Meisterlandwirt mit Bio-Betrieb, Wildegg

SVP – für weniger Steuern
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Die Regierung hatte Anfang Jahr 
weitere Änderungen und einen 
damit verbundenen Zusatzkredit 
zuhanden des Parlaments ver-
abschiedet. Zentraler Pfeiler der 
Vorlage des Bundesrats war die 
Aufstockung des Härtefallpro-
gramms von heute 2,5 auf neu 
10 Milliarden Franken.

Das Gesetz ist komplett ver-
knorzt, weil es sachfremde The-
men verknüpft. Es sind dies ei-
nerseits die wirtschaftlichen 
Hilfen an die vom bundesrätli-
chen Arbeitsverbot betroffenen 
Arbeitnehmenden und Betriebe 
und andererseits die Erteilung 
weitreichender Machtbefugnis-
se an den Bundesrat. Trotzdem, 
vor allem aus pragmatischen 
Gründen, befürworte ich das vor-
liegende Gesetz, die Erwerbs-
tätigen und Unternehmen, die 
unter den Corona-Massnahmen 
von Bund und Kantonen zu lei-
den haben, finanziell zu unter-

stützen. Das beste Mittel wäre 
jedoch eine umgehende Locke-
rung der Corona-Massnahmen. 
Dieselben Parteien – FDP, Mitte 
–, die den Bundesrat wenige 
Tage zuvor noch mit einer unver-
bindlichen Erklärung aufgefor-
dert hatten, die Massnahmen zu 
lockern, liessen die Gastrono-
mie, Sport- und Kulturveranstal-
ter im Stich, als es darauf ankam, 
konkrete Öffnungsschritte für 
den Bundesrat verpflichtend ins 
Gesetz zu schreiben.

Die Wirtschaftskommission des 
Nationalrats wollte den 22. März 
als Öffnungsdatum für Gastro- 
und Freizeitbetriebe im Gesetz 
verankern. SVP, FDP und die 
Mitte erhöhten im Vorfeld der 
parlamentarischen Debatte den 
Druck auf den Bundesrat. In bei-
den Kammern verzichtete die 
Mehrheit der FDP- und der Mit-
te-Fraktion schliesslich aber auf 
ein verankertes Öffnungsdatum 
im Covid-19-Gesetz.

Im Laufe der Session verlagerte 
sich die Diskussion in beiden 
Räten zu den Corona-Finanzhil-
fen des Bundes. Im Zentrum 
stand die Frage, welchen Unter-
nehmen und Personen geholfen 
werden soll. Es ging um Regeln 
für Härtefälle, À-fonds-perdu-
Beiträge, Kurzarbeits- und Er-
werbsersatzentschädigungen.

Nach einem dreiwöchigen Zick-
zack-Kurs spurte das Parlament 
schliesslich weitgehend auf die 
Linie des Bundesrats ein. Zur 
Unterstützung von Härtefällen 

stehen maximal 10 Milliarden 
Franken zur Verfügung. 

An der Definition von Härtefäl-
len wurde nichts Entscheiden- 
des geändert. Wie heute gilt  
ein Unternehmen als Härtefall, 
wenn es einen Umsatzeinbruch 
von mindestens 40 Prozent ver-
zeichnet oder während mehr als 
40 Tage behördlich geschlossen 
wurde.

Der Nationalrat wollte in den 
letzten Tagen und Wochen an 
dieser Schwelle schrauben. In 
der ersten Beratungsrunde 
stockte die grosse Kammer die 
Finanzhilfen sogar auf beinahe 
20 Milliarden Franken auf. Der 
Ständerat lehnte das jeweils ab.

Bei den Finanzhilfen für grosse 
Unternehmen erliess das Parla-
ment zusätzliche Bedingungen. 
Grundsätzlich werden hohe Aus-
schüttungen von Härtefallgel-
dern an zusätzliche Bedingun-
gen geknüpft und die Unter- 
nehmen werden verpflichtet, im 
Falle eines Gewinns die Summe 
zurückzuerstatten. Wenn der À-
fonds-perdu-Beitrag 5 Millionen 
Franken übersteigt, muss das 
Unternehmen eine Eigenleis-
tung nachweisen.

Die letztlich getroffene Lösung 
bei den Härtefällen ist auch im 
Sinne des Bundesrats. BR Mau-
rer warnte schon in der Früh-
jahrssession davor, die Vorlage 
finanziell zu überladen. Es könne 

Covid-19-Gesetz – Stimmfreigabe
von Thomas Burgherr, Nationalrat, Wiliberg

Fortsetzung auf Seite 8

SVP – für gesunde Staatsfinanzen



8

nicht jedes Unternehmen geret-
tet, jedes Einzelschicksal be-
rücksichtigt werden. Sonst wür-
den happige Sparprogramme 
drohen.

Eine Lösung wurde für abgesag-
te grosse Veranstaltungen ge-
funden. Das Parlament will Fes-
tivals, Messen und weitere Pu- 
blikumsanlässe zusätzlich unter-
stützen. Sie können mit einem 
Gesuch beim Bund die Abgel-
tung ungedeckter Kosten ver-
langen für Veranstaltungen, die 
zwischen dem 1. Juni 2021 und 
dem 30. April 2022 hätten statt-
finden sollen.

Der Bund entschädigt jedoch nur 
Veranstaltungen von überkanto-
naler Bedeutung. Sofern die 
Kantone die Hälfte des Ausfalls 
übernehmen, ist der Bund be-
reit, die andere Hälfte zu bezah-

len. Der Nationalrat wollte auch 
Publikumsanlässe von regiona-
ler Bedeutung berücksichtigen. 
Die Unterstützung von regiona-
len und lokalen Veranstaltungen 
ist nun aber Sache der Kantone.
Bereits früher einen Kompro-
miss gefunden hatten die Räte 
bei der Hilfe für Selbstständig-
erwerbende. Demnach gelten 
künftig Personen als massgeb-
lich eingeschränkt, die in ihrer 
Unternehmung eine Umsatzein-
busse von mindestens 30 Pro-
zent im Vergleich zum durch-
schnittlichen Umsatz in den 
Jahren 2015 bis 2019 haben. 
Heute ist ein Umsatzminus von 
mindestens 40 Prozent mass-
gebend.

Die SVP Schweiz beschloss 
Stimmfreigabe.
Für ein Nein spricht, dass damit 
die Macht des Bundesrates zu-

rückgebunden würde. Auch wä-
re es die berechtigte Quittung 
für die verfehlte, willkürliche und 
schädliche Lockdown-Politik. 
Für ein Ja spricht hingegen, dass 
das Gesetz die Grundlage bildet 
für die wirtschaftlichen Hilfe an 
die unter den Corona-Massnah-
men leidenden Menschen und 
Betriebe.

Wird das Covid-19-Gesetz vom 
Volk abgelehnt, dann tritt es 
nicht sofort ausser Kraft. Es 
bleibt bis am 25. September 
2021 bestehen. So will es die 
Bundesverfassung.

Der Grund: Das Covid-19-Gesetz 
wurde als sogenanntes «dring-
liches Bundesgesetz» erklärt. 
Dieses darf maximal ein Jahr 
gelten, wenn es nach einem Re-
ferendum nicht angenommen 
wird.

SVP – die treffsichere Partei
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Wir bürgen für
Aargauer  
Qualitätsweine
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www.weingut-lindenmann.ch

Weingut Alter Berg
Michael Deppeler
5306 Tegerfelden
Tel. 056 245 30 75 
Fax 056 245 52 75
info@weingut-alter-berg.ch
www.weingut-alter-berg.ch
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•	 Verkauf, Service und Reparaturen von Personenwagen und Nutzfahr-
zeugen

•	 Abgaswartung von Dieselmotoren

•	 Neu: Elektronische Lenkgeometrie-Vermessung

•	 Bus, Lieferwagen- und Personenwagenvermietung

•	 Fahrzeug- und Transportkühlanlagenbau

•	 Langjährige Mitarbeiter bieten hohen Wissensstand

•	 Profitieren Sie von unserer Vielseitigkeit!

«Ganz in Ihrer Nähe»
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Nach einer Häufung von Anschlä-
gen in Dresden, Paris, Nizza oder 
Wien zeigt sich: Der islamistische 
Terror ist zurück in Europa. Auch 
in der Schweiz gab es terroris-
tisch motivierte Attentate. Höchs-
te Zeit also für eine wirkungsvol-
le Prävention!

In den Knochen sitzt uns eine 
Messerattacke einer 28-jährigen 
Frau von Ende November mit 
«dschihadistischem Hintergrund» 
in Lugano. Mitte September atta-
ckierte ein radikalisierter 26-jähri-
ger Mann in Morges eine Person 
mit einem Messer. Beide Attentä-
ter waren im Vorfeld den Behör-
den bekannt, weil sie sich radika-
lisiert hatten, doch fehlen unseren 
Polizeiorganen die Mittel, um 
präventiv eingreifen zu können.

Die SVP-Fraktion hat bereits vor 
einiger Zeit ein Forderungspapier 

mit diversen Massnahmen ver-
abschiedet, um terroristische 
Anschläge in der Schweiz mög-
lichst zu verhindern. Doch alle 
ihre Vorstösse wurden von Links-
Grün und GLP überstimmt. So ist 
es weiterhin möglich, dass Ge-
fährder und Hassprediger hierzu-
lande ihr Unwesen treiben und 
meist erst noch Sozialhilfe bezie-
hen. Auch kommen weiterhin 
Asylbewerber mit unklarer Identi-
tät aus Gebieten mit hoher Prä-
senz von terroristischen, gewalt-
tätigen oder extremistischen 
Gruppierungen in die Schweiz.

Bereits vor den beiden terroris-
tisch motivierten Anschlägen in 
der Schweiz erkannte der Bundes-
rat die Bedrohungslage und erar-
beitete ein entsprechendes Mass-
nahmenpaket. Ein wesentlicher 
Teil davon ist das neu geschaffene 
«Bundesgesetz über polizeiliche 
Massnahmen zur Bekämpfung 
von Terrorismus (PMT)».

Beim PMT geht es um die Erwei-
terung der Möglichkeiten für die 
Polizei im Zusammenhang mit 
dem Umgang von Personen, von 
denen eine terroristische Gefähr-
dung ausgeht.

Es sind präventive Massnahmen, 
die es den Polizeiorganen erlau-
ben, einen Terroranschlag mög-
lichst zu verhindern. Dabei geht 
es um verwaltungspolizeiliche 
Massnahmen, die gegenüber ter-
roristischen Gefährderinnen und 

Gefährdern angeordnet werden 
können. Das sind unter anderem 
Kontaktverbote, eine Melde- und 
Gesprächsteilnahmepflicht, Ray-
onverbote, Eingrenzungen auf 
eine Liegenschaft (Hausarrest) 
oder ein Ausreiseverbot.

Aus unzähligen Beispielen aus 
dem Ausland wissen wir, dass 
terroristische Anschläge und At-
tentate oft auch von Minderjähri-
gen ausgeführt werden. Auch 
diesem Umstand wurde Rech-
nung getragen. Massnahmen 
können ab dem 12. Altersjahr, 
Hausarreste ab 15 Jahren verfügt 
werden. 
Das Bundesamt für Polizei (Fed-
pol) soll neu die Befugnis erhalten, 
im Internet und in elektronischen 
Medien verdeckt zu fahnden.

Die Bekämpfung von Terrorismus 
ist häufig auch eine Bekämpfung 
von kriminellen Organisationen. 
Das heute geltende Ausländer- 
und Integrationsgesetz sieht vor, 
dass ausländische Staatsangehö-
rige, deren Wegweisung aus der 
Schweiz verfügt worden ist, vor-
übergehend inhaftiert werden 
können, um den Vollzug dieser 
Massnahme sicherzustellen. Neu 
soll dies auch möglich sein, wenn 
die weg- oder ausgewiesene oder 
des Landes verwiesene Person 
eine Gefährdung der inneren oder 
äusseren Sicherheit der Schweiz 
darstellt. Zudem soll eine rechts-

JA zur Sicherheit – JA zum Gesetz über 
polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von 
Terrorismus
von Stefanie Heimgartner, Nationalrätin, Baden

Fortsetzung auf Seite 12
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kräftig ausgewiesene Person, 
analog der Landesverweisung, 
künftig nicht mehr vorläufig auf-
genommen werden können, 
heisst es in der Mitteilung.
Am 16. Januar 2020 hat das  
Referendumskomitee 65 190 

Unterschriften gegen das Bun-
desgesetz vom 27. September  
2019 über elektronische Identi- 
fizierungsdienste (E-ID-Gesetz, 
BGEID) eingereicht. Die Überprü-
fung durch die Bundeskanzlei hat 
ergeben, dass davon 64’933 

Unterschriften gültig sind. Damit 
ist das Referendum formell zu-
stande gekommen.

Wie die eidgenössischen Räte 
empfehle ich Ihnen sehr, dieser 
Vorlage klar zuzustimmen

Geschäftsleitung neu gewählt
Der Kantonalvorstand hat an seiner Online-Sitzung vom 28. April die Geschäftsleitung für die laufende 
Legislaturperiode neu gewählt. Zu ersetzen waren Martin Keller, der 2009 gewählt wurde, Roger Fricker 
und Luzi Stamm, die beide 2012 gewählt wurden. Für ihren langjährigen, grossen Einsatz für die SVP und 
unser Land gilt ihnen der beste Dank!

Präsident und Vizepräsidenten müssen noch von einem Parteitag gewählt werden, der Kantonalvorstand 
schlägt aber die bisherigen Amtsinhaber vor. Die Geschäftsleitung sieht nach Vorschlag Kantonalvorstand 
somit wie folgt aus:

Nationalrat Andreas Glarner, Oberwil-Lieli, Präsident
Michelle Rütti, Meisterschwanden, Vizepräsidentin
Grossrat Clemens Hochreuter, Erlinsbach, Vizepräsident
Nationalrat Thomas Burgherr, Wiliberg
Grossratspräsident Pascal Furer, Staufen, Parteisekretär
Grossrat Rolf Jäggi, Egliswil

Von Amtes wegen:
Grossrätin Désirée Stutz, Möhlin, Fraktionspräsidentin
Regierungsrat Jean-Pierre Gallati, Wohlen
Regierungsrat Alex Hürzeler, Oeschgen

Neu:
Nationalrätin Martina Bircher, Aarburg
Naveen Hofstetter, Rothrist

Vakant: Vertreter der JSVP
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Das neue CO2-Gesetz kostet 
viel und bringt nichts. Es führt 
zu mehr Bürokratie, mehr Ver-
boten, mehr Vorschriften und 
neuen Steuern und Abgaben. 
Das Gewerbe ist bereits heute 
– auch ohne CO2-Gesetz – mas-
siv durch bürokratische Hürden 
und administrative Leerläufe 
belastet.

Dabei ist die Schweiz auch ohne 
das neue CO2-Gesetz klimapoli-
tisch vorbildlich unterwegs. Die 
Bemühungen der vielen Unter-
nehmen im Land sind eindrück-
lich. Werden diese fortgesetzt, 
wovon ausgegangen werden 
darf, erreicht die Schweizer Wirt-
schaft bis 2030 eine Treibhaus-
gasreduktion von 60% gegen-
über 1990.

Wie ist das möglich? Weil frei-
willig Investitionen in neue Pro-
duktionsanlagen, in saubere 
Produkte und in innovative Liefer-
ketten getätigt werden. Wer 

glaubt, ohne CO2-Gesetz wür-
den Unternehmen in veraltete 
und teure Technologien mit ho-
hen Energiekosten investieren, 
hat noch nie einen Tag in der 
Wirtschaft verbracht.

Wenn wir in der Schweiz die 
Energie mit höheren Abgaben, 
einem Verbot von neuen Ölhei-
zungen und einem enormen ad-
ministrativen Aufwand verteu-
ern, dann wird der CO2-Ausstoss 
bei uns zwar allenfalls sinken. 
Aufgrund fehlender Wettbe-
werbsfähigkeit wird aber mehr 
im Ausland produziert und dort 
wegen tieferer Standards der 
CO2-Ausstoss wieder erhöht.

Bis zu 20 Rappen mehr pro Liter 
Benzin
Mit Verboten und Regulierungen 
kommen wir nicht weiter. Wir 
sollten zu unserem Gewerbe und 
unseren Arbeitsplätzen Sorge 
tragen. Das CO2-Gesetz belastet 
die KMU massiv und schafft 
noch mehr Staatsprofiteure.

Das neue Gesetz hat das Ziel, 
den Energiekonsum zu verteu-
ern. So sollen die Treibstoffprei-
se um bis zu 12 Rappen pro Liter 
erhöht werden. Rechnet man 
alles zusammen, dürfte der Liter-
preis für Benzin in wenigen Jah-
ren sogar um rund 20 Rappen 
ansteigen.

Praktisch jede Branche ist in ir-
gendeiner Art auf Fahrzeuge und 
Mobilität angewiesen. Hand-
werksbetriebe – wie Schreiner, 
Sanitär, Maler, Elektriker – kön-

nen nicht aus dem Homeoffice 
arbeiten oder Fahrgemeinschaf-
ten bilden. Sie müssen ihre Pro-
dukte und ihr Werkzeug mit dem 
Auto zur Baustelle bringen. 
Transportunternehmen sind zur 
Versorgung von uns allen unter-
wegs. Sie müssen dafür viele 
Kilometer zurücklegen und wür-
den entsprechend stark belastet. 

Schlechte Nachrichten für das 
Gewerbe
Schlussendlich müssen diese 
unnötigen Mehrkosten dem End-
kunden weiterverrechnet wer-
den und alle Steuerzahler wer-
den zusätzliche Kosten haben, 
ohne jeglichen Mehrwert für die 
Umwelt. Die neuen Benzin-, Die-
sel-, Heizöl- und Flugticketsteu-
ern sollen in einen «Klimafonds» 
fliessen, aus dem die Verwaltung 
dann nach eigenem Gutdünken 
Geld verteilen kann. Dafür sollen 
der Ausbau und Unterhalt der 
Strasse vernachlässigt werden. 
Für das Gewerbe und alle Auto-
fahrer sind dies schlechte Nach-
richten!

Weiter werden die Unternehmen 
und Eigenheimbesitzer durch 
das faktische Verbot von Öl- und 
Gasheizung ab 2023, sowie 
durch die Erhöhung der CO2-Ab-
gabe auf Brennstoffe mit mehre-
ren 100 Franken zusätzlich be-
lastet.

Hinzu kommt eine Flugticket-Ab-
gabe von zwischen 30 und 120 
Franken pro Flug. Für eine vier-

CO2-Gesetz – unvernünftig und teuer!
von Stefanie Heimgartner, Nationalrätin, Baden

SVP – konsequent

Fortsetzung auf Seite 16
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köpfige Familie bedeutet dies 
Mehrkosten von rund 1 500 Fran-
ken pro Jahr.

Fazit: Das vorliegende Gesetz 
spült Milliarden an Franken in die 

Staatskasse, erhöht den admi-
nistrativen Aufwand, sowie die 
finanzielle Belastung für KMU. 
Trotz eingeschränkter Sammel-
tätigkeit aufgrund der Corona-
Pandemie haben über 110 000 

Bürgerinnen und Bürger das 
Referendum gegen das CO2-Ge-
setz unterschrieben. Die Vorbe-
halte gegen diese verfehlte Kli-
mapolitik gross sind – zu Recht!

5053 Staffelbach • Tel. 062 739 16 16 • www.hauriag.ch

Besuchen Sie
unsere Ausstellung !

Das macht Carmäleon Reisen einzig artig: moderne Cars, individuelle 
Betreuung, Sicher heit und höchster Komfort. Und eine grosse Auswahl. 
Lassen Sie sich von unseren Angeboten inspirieren …

Reisen für unvergessliche Erlebnisse.

Carmäleon Reisen AG

CH-5332 Rekingen, Telefon +41 56 298 11 11

www.carmaeleon.ch
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Junge SVP Aargau

facebook.com/jsvpaargau

twitter.com/jsvpaargau

instagram.com/jsvpaargau

www.jsvpaargau.ch

Informationen seitens Junge SVP Aargau

Gründung Komitee „Junge Bürgerliche Aargau“
Die Junge SVP Aargau hat zusammen mit den Jungfreisinnigen 
das neue Komitee „Junge Bürgerliche Aargau“ gegründet.
Die Idee dahinter ist, dass wir gemeinsam parteiübergreifend 
Abstimmungsvorlagen unterstützen oder wenn nötig, bekämp-
fen. Aktuell planen wir Aktionen gegen das haarsträubende CO2- 
Gesetz, welches das Leben der Bürgerinnen und Bürger
massiv verteuern würde.

Mitgliederversammlung
Am 20. Mai 2021 findet die nächste Mitgliederversammlung im 
Bezirk Muri statt. Wir hoffen, dass wir diese physisch ohne tiefe 
Personenbeschränkung durchführen können. 

Generalversammlung
Die Generalversammlung findet am 19. Juni 2021 statt. Weitere 
Details zur Durchführung finden Sie zu gegebener Zeit auf der 
Webseite von uns. Anmeldungen nehmen wir gerne unter 
pl@jsvp-aargau.ch entgegen.
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Auf Wasser, Schiene und Strasse
Intermodale Logistik seit 1956

FINDEN SIE IHREN JOB BEI UNS  I  www.bertschi.com
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WAS

WANN

WO 
Überblick über die Veranstal
tungen und Anlässe in den 
Bezirken und Sektionen der SVP 
Aargau

?
Hinweis: Weitere Termine und Aktualisie-
rungen immer aktuell auf der Internetseite 
www.svp-ag.ch

Abstimmungssonntag
13. Juni 2021

Politapéro mit Sessionsrückblick
19. Juni 2021, 11.00
Region Baden

Politapéro mit Sessionsrückblick
21. Juni 2021, 19.30
Region Aarau

Kantonalparteitag
25. August 2021

Abstimmungssonntag
26. September 2021

Politapéro mit Sessionsrückblick
2. Oktober 2021, 11.00
Region Baden

Politapéro mit Sessionsrückblick
4. Oktober 2021, 19.30
Region Aarau

Kantonalparteitag
27. Oktober 2021

Abstimmungssonntag
28. November 2021

Kantonalvorstandssitzung
9. Dezember 2021

Politapéro mit Sessionsrückblick
18. Dezember 2021, 11.00
Region Baden

Politapéro mit Sessionsrückblick
20. Dezember 2021, 19.30
Region Aarau

Aus der Parteizeitung vom 4. Mai 1921.



DRUCKfrisch  
 aus der Region

Weibel Druck AG 
Aumattstrasse 3
5210 Windisch

056 460 90 60
info@weibeldruck.ch
www.weibeldruck.ch

20 SVP – damit man im Bilde ist

Adressberichtigungen bitte melden auf info@svp-ag.ch

A. Z.	 B
5603 Staufen


